
 
Rechtsgrundlagen 
 
§ 126 Absatz 1 SGB V: 

1Hilfsmittel dürfen an Versicherte nur auf der Grundlage von Verträgen nach § 127 Abs. 1, 2 
und 3 abgegeben werden. 2Vertragspartner der Krankenkassen können nur Leistungserbrin-
ger sein, die die Voraussetzungen für eine ausreichende, zweckmäßige und funktionsge-
rechte Herstellung, Abgabe und Anpassung der Hilfsmittel erfüllen. 3Der Spitzenverband 
Bund der Krankenkassen gibt Empfehlungen für eine einheitliche Anwendung der Anforde-
rungen nach Satz 2, einschließlich der Fortbildung der Leistungserbringer, ab. 

 

§ 126 Absatz 1a SGB V: 
1Die Krankenkassen stellen sicher, dass die Voraussetzungen nach Absatz 1 Satz 2 erfüllt sind. 
2Die Leistungserbringer führen den Nachweis der Erfüllung der Voraussetzungen nach Absatz 1 
Satz 2 durch Vorlage eines Zertifikats einer geeigneten, unabhängigen Stelle (Präqualifizierungs-
stelle); bei Verträgen nach § 127 Absatz 3 kann der Nachweis im Einzelfall auch durch eine Fest-
stellung der Krankenkasse erfolgen. 3Die Leistungserbringer haben einen Anspruch auf Erteilung 
des Zertifikats oder eine Feststellung der Krankenkasse nach Satz 2 zweiter Halbsatz, wenn sie 
die Voraussetzungen nach Absatz 1 Satz 2 erfüllen. 4Bei der Prüfung der Voraussetzungen nach 
Absatz 1 Satz 2 haben die Präqualifizierungsstelle im Rahmen ihrer Zertifizierungstätigkeit und 
die Krankenkasse bei ihrer Feststellung die Empfehlungen nach Absatz 1 Satz 3 zu beachten. 
5Die Zertifikate sind auf höchstens fünf Jahre zu befristen. 6Erteilte Zertifikate sind einzuschrän-
ken, auszusetzen oder zurückzuziehen, wenn die erteilende Stelle oder die Stelle nach Absatz 2 
Satz 6 auf Grund von Überwachungstätigkeiten im Sinne der DIN EN ISO/IEC 17065, Ausgabe 
Januar 2013, feststellt, dass die Voraussetzungen nach Absatz 1 Satz 2 nicht oder nicht mehr 
erfüllt sind, soweit der Leistungserbringer nicht innerhalb einer angemessenen Frist die Über-
einstimmung herstellt. 7Die erteilenden Stellen dürfen die für den Nachweis der Erfüllung der 
Anforderungen nach Absatz 1 Satz 2 erforderlichen Daten von Leistungserbringern erheben, 
verarbeiten und nutzen. 8Sie haben den Spitzenverband Bund der Krankenkassen entsprechend 
seiner Vorgaben über ausgestellte sowie über verweigerte, eingeschränkte, ausgesetzte und zu-
rückgezogene Zertifikate einschließlich der für die Identifizierung der jeweiligen Leistungser-
bringer erforderlichen Daten zu unterrichten. 9Der Spitzenverband Bund der Krankenkassen ist 
befugt, die übermittelten Daten zu verarbeiten und den Krankenkassen sowie der nationalen 
Akkreditierungsstelle nach Absatz 2 Satz 1 bekannt zu geben. 
 

 


